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I. Rückblick auf das Jahr 2005  
 
 
 1. Der Haushalt 2005 
 
  Der Gemeinderat hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 am 
  16.12.2004 beschlossen 
   Planjahr 2005 Vorjahr 2004 Veränderung 
  € € +/-   €  in v.H. 
 im Verwaltungshaushalt mit  119.625.000 112.371.000 +  7.254.000  +  6,5 
 im Vermögenshaushalt mit  32.843.000 27.090.000 +  5.753.000 + 21,2
 insgesamt mit  152.468.000 139.461.000 +13.007.000 +   9,3 
 
 

Mit Erlass vom 28.01.2005 hat das Regierungspräsidium Stuttgart die Gesetzmäßigkeit 
der Haushaltssatzung 2005 gem. §§ 81 Abs. 3 und 121 Abs. 2 GemO bestätigt und die im 
Gesamtbetrag von 20.636.000 € vorgesehenen Kreditaufnahmen gem. § 87 Abs. 2  
GemO genehmigt. Den auf 14.955.000 € festgesetzten Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigungen hat das Regierungspräsidium gem. § 86 Abs. 4 GemO genehmigt. 

 
  Eine Nachtragshaushaltssatzung wurde im Jahr 2005 nicht erlassen. 
 
 

2. Die Jahresrechnung 2005 
 

2.1 Die Jahresrechnung 2005 wurde am 04.07.2006 aufgestellt  und  vom Gemeinderat am 
16.11.2006 gem. § 95 Abs. 2 GemO festgestellt. 

 
  Das Ergebnis 2005 lautet:  Plan € Ergebnis € +/- € 

 
   Verwaltungshaushalt Ausgaben  119.625.000 136.801.156,62   + 17.176.156,62 
   Vermögenshaushalt Ausgaben  32.843.000 33.473.358,19   +   630.358,19 
   Gesamtausgaben  152.468.000 170.274.514,81   + 17.806.514,81 
    
   Verwaltungshaushalt Einnahmen  119.625.000 136.801.156,62  +17.176.156,62 
   Vermögenshaushalt Einnahmen  32.843.000 33.468.634,83  +     625.634,83
   Gesamteinnahmen  152.468.000 170.269.791,45  +17.801.791,45 
 
   Fehlbetrag 2005   - 4.723,36 
   Entnahme aus der Allg. Rücklage   + 4.723,36
        0 
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2.2 Gegenüber der bei der Aufstellung des Haushaltsplans erwarteten Zuführung von 

1.980.000 €  beträgt die Zuführung vom Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt  
17.941.058,00 €    (=+ 15.961.058,00).  

   Dieses günstige Ergebnis ist begründet in den Mehreinnahmen aus Gewerbesteuer und 
der Einsparungen im Bereich der Sach- und Betriebskosten. 

 
 
 

                

Entwicklung der Zuführungsrate
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2.3  Netto-Investitionsrate 
 Die Zuführung vom Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt abzüglich der für die 

Kredittilgung und –beschaffung benötigten Mittel (Nettoinvestitionsrate ) beträgt in 2005 
14.512.058,00 €. Umgerechnet auf die Einwohnerzahl ist dies ein Pro-Kopf-Betrag von 
273,79 €. 

 
 

2.4 Vermögenshaushalt 2005  
Der Vermögenshaushalt schloss mit einem Volumen von rd. 33,4 Mio €. Die 
Verbesserungen  einschließlich der gestiegenen Zuführungsrate aus dem Verwaltungs-
haushalt summieren sich auf 17,806 Mio €. Dieser Betrag wurde mit 16,556 Mio € zur 
Verminderung des Kreditbedarfs eingesetzt, so dass kassenmäßig keine Kredite 
aufgenommen werden mussten.  
 
Zur Finanzierung der als Haushaltsausgabereste übertragenen Investitionen wurde ein 
Haushaltseinnahmerest  für Kredite in Höhe von 9.080.000 € gebildet. 
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3. Schulden (ohne städtische Gesellschaften) 
 
 
Der kassenmäßige Schuldenstand zum Ende des Jahres 2005 betrug 15,177 Mio €. 
Dies bedeutet eine Pro-Kopf-Verschuldung von 286,76 €/Ew.  
Es wurden keine Neuschulden aufgenommen. 

 
 
 

Entwicklung  Schuldenstand
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4. Rücklagen 
  

 Der Allgemeinen Rücklage wurde zum Ausgleich des Haushalts 2005 ein Betrag von 
 4.723,36 € entnommen. Der Bestand beläuft sich zum 31.12.2005 somit auf 14.116.047,36 €.   
 
 Unter Berücksichtigung des Mindestbestandes  stehen in den Folgejahren rd. 11,5 

Mio € zur Verfügung. 
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II. Entwicklung des Haushaltsjahres 2006 
 
1. Der Haushalt 2006 
 
1.1. Der Gemeinderat hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 am 26.01.2006 

beschlossen. 
 

 Planjahr 2006 € Vorjahr 2005 € +/- € +/- %
im Verwaltungshaushalt mit 128.021.000 119.625.000 + 8.396.000  + 7,0
im Vermögenshaushalt mit 24.800.000 32.843.000 - 8.043.000 - 24,5 
insgesamt mit 152.821.000 152.468.000 + 353.000  + 0,2 

 
1.2 Mit Erlass vom 27.03.2006 hat das Regierungspräsidium Stuttgart die Gesetzmäßigkeit der 

Haushaltssatzung 2006 gem. §§ 81 Abs. 3 und 121     Abs. 2 GemO bestätigt und die im 
Gesamtbetrag von 10.363.000 € vorgesehenen Kreditaufnahmen gem. § 87 Abs. 2 GemO 
genehmigt. Den auf 14.642.000 € festgesetzten Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen hat das Regierungspräsidium gem. § 86 Abs. 4 GemO 
genehmigt. 

 
 
2.  Umsetzung des Haushalts 2006 
 
2.1. Verwaltungshaushalt  

 
Bei der laufenden Überwachung der Einnahmen kann festgestellt werden, dass die den 
Haushalt der Stadt tragenden Einnahmen  - Grundsteuer, Gewerbesteuer, Anteil 
Einkommensteuer und Umsatzsteuer, FAG u.a. – Veränderungen unterliegen.  

 Bei der Gewerbesteuer wurde der Ansatz in 2006 erneut übertroffen. Es konnten 
Mehreinnahmen in Höhe von rd. 7,6 Mio € erzielt werden.   

 Aufgrund der Entwicklung des Aufkommens an Einkommensteuer hat sich auch der 
Gemeindeanteil für 2006 erhöht, wodurch rund 1,3 Mio € Mehreinnahmen entstanden.  

 
 Aufgrund der weiteren Mehreinnahmen und Wenigerausgaben kann auf den geplanten 

Ausgleich des Verwaltungshaushalts durch den Vermögenshaushalt verzichtet werden.  
 Es wird voraussichtlich im Verwaltungshaushalt ein Überschuss in Höhe von 

9.193.000 € entstehen. 
 

 
 
2.2. Vermögenshaushalt  

 
 Grundsätzlich wird unterstellt, dass die im Haushalt 2006 bereitgestellten Mittel zusammen 

mit den Haushaltsausgaberesten aus dem Vorjahr bis zum Jahresende vollständig 
bewirtschaftet werden und die veranschlagten Einnahmen zu ihrer Finanzierung auch 
tatsächlich eingehen.  

 Im Übrigen soll das Investitionsprogramm im HHJahr 2006, wie vom GR festgelegt und um 
die über- und außerplanmäßig beschlossenen Maßnahmen erweitert,  durchgeführt werden. 
Aufgrund der hohen Haushaltsreste aus 2005 konnten einige Vorhaben in 2006 nicht mehr 
vollständig realisiert werden, so dass zum Jahresende erneut Haushaltsausgabereste 
gebildet werden. 

 
 

  
 Durch die vom Verwaltungshaushalt zugeführten Mittel sowie die Veränderungen im 

Vermögenshaushalt selbst ergibt sich eine Verbesserung von voraussichtlich rd. 8,024 Mio €, 
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so dass die Investitionen im Wesentlichen durch Eigenmittel und Zuweisungen Dritter 
finanziert werden können. 

 Zum Ausgleich des Haushalts 2006  und der Finanzierung der ins Folgejahr übertragenen 
Investitionsausgaben wird lediglich ein Haushaltseinnahmerest für Kreditaufnahmen in Höhe 
von rd. 2,3 Mio € gebildet werden müssen. 

 
 

3. Schulden im Bereich der Stadtpflege (ohne die städt. Gesellschaften)  
 

Der kassenmäßige Schuldenstand zum Ende des Jahres 2006 betrug 14,716 Mio €. Dies 
bedeutet eine Pro-Kopf-Verschuldung von 277,91 €/Ew.  
Es wurden keine Neuschulden aufgenommen. 
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4. Der Allgemeinen Rücklage werden zum Ausgleich des Haushalts 2006 wie geplant rd. 5,0 
Mio € entnommen werden.  

 Der Bestand zum 31.12.2006 liegt dann bei 9.116.047,36 €.  
 Unter Berücksichtigung des Mindestbestands in Höhe von 2.421.391 €  stehen in den 

Folgejahren noch rd. 6,7 Mio € zur Verfügung. 
 
5.  Kassenlage 

 Die Stadtkasse hat das Haushaltsjahr 2006  mit einer IST- Mehreinnahme aus 2005 in Höhe 
von 7.113,52 € begonnen.  Durch die hohen Gewerbesteuereingänge konnten die für die 
Zahlungsbereitschaft der Stadtkasse nicht benötigten Mittel angelegt werden. Es wurden 
Zinserträge in Höhe von rd. 392.000 € erzielt. Im zweiten Halbjahr 2006 waren nach 
Abwicklung der Haushaltsreste für Grunderwerb mit rd. 7,9 Mio € kurzfristige Kassenkredite 
notwendig. 
Der Haushaltseinnahmerest in Höhe von 9.080.000 € aus der Kreditermächtigung 2005 
musste nicht in Anspruch genommen werden. Von der Kreditermächtigung 2006 in Höhe von 
10.363.000 € wurden keine Kredite aufgenommen.   

 
 
 
 
III.  Haushaltsjahr 2007 
 
1. Aufstellung des Haushalts 2007 und des Finanzplans 2006-2010 
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 Die Verwaltung hat ihren Entwurf des Haushaltsplans 2007 am 19.10.2006 im Gemeinderat 

eingebracht. Er wurde in den Ausschüssen, den Ortschaftsräten und im Beirat für 
Schulfragen vorberaten. 

  Die  Haushaltssitzung des Gemeinderats fand am 25.01.2007 statt. Über die von den 
Fraktionen, Ortschaftsräten und der Verwaltung gestellten Anträge und über die von 
Einwohnern und Abgabepflichtigen erhobenen Einwendungen  wurde Beschluss gefasst. Die 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2007 wurde vom Gemeinderat  beschlossen; er nahm 
von der Finanzplanung für den Planungszeitraum 2006-2010 unter Einbeziehung der 
beschlossenen Änderungen zustimmend Kenntnis. 

 
2. Der Haushaltsplan 2007 
 
2.1 Der Haushaltsplan schließt ab im  Planjahr 2007 Vorjahr 2006 Veränderung 
   €  € +/-   €     in v.H. 
 im Verwaltungshaushalt mit  136.412.000 128.021.000 +8.391.000 + 6,6 
 im Vermögenshaushalt mit  34.168.000 24.800.000 +9.368.000 +37,8
 insgesamt mit  170.580.000 152.821.000 +17.759.000 + 11,6 
  

Die Steigerung ist zum einen auf den gegenüber 2006 höheren Gewerbesteueransatz und 
den Verbesserungen beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer zurückzuführen.  
Zum anderen führen höhere Personalkosten im Bereich Bildung und Erziehung, die 
Unterhaltungs- und Betriebskosten der geschaffenen Einrichtungen und die wegen der 
hohen Gewerbesteuer abzuführende Umlage zu einer Erhöhung der Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt.  
Darüber hinaus steigen in 2007 die Investitionen gegenüber 2006 um 10,9 Mio € an. 

 
2.2 Der Gesamtbetrag der   Planjahr 2007 Vorjahr 2006  Veränderung 
 vorgesehenen  € € +/-   € in v.H. 
 Kreditaufnahmen 
 wurde auf  10.583.000 10.363.000 + 220.000  + 2,1 % 
 und der Verpflichtungser- 
 mächtigungen auf  2.080.000 14.642.000 -12.562.000     - 85,8 % 
 festgesetzt. 
 
2.3 Die Realsteuerhebesätze blieben gegenüber dem Vorjahr in 2007  
  mit 265 v.H. bei der Grundsteuer A  
  mit 350 v.H. bei der Grundsteuer B und  
  mit 350 v.H. bei der Gewerbesteuer unverändert. 
 
2.4 In der Sitzung am 25.01.2007 hat der Gemeinderat die nachstehenden vorläufigen 

haushaltswirtschaftlichen Sperren gem. § 46 Ziff. 1 GemHVO angeordnet: 
 

HHStelle Bezeichnung €
1. Im Verwaltungshaushalt   
    Gruppierung 650000 Geschäftsausgaben,  pauschale Sperre 60.000
    Grupp. 50-678000 sächl. Verwaltungs-u.Betriebsaufwand 1.060.000
 Summe Verwaltungshaushalt 1.120.000
  
Summe der hauswirtschaftlichen Sperren im Jahr 2007 1.120.000

 
 
 
 
2.5 Verwaltungshaushalt 
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2.51 Der Verwaltungshaushalt weist folgenden Finanzbedarf aus: 
 (siehe auch Anhang Grafik 1) 
 
 
 Planjahr 2007 Planjahr 2006 Erg. 2005  
 € € € 2007 2006 2005
Personalausgaben 28.614.000 27.544.600 26.831.787 21,0 21,5 19,6
sächl.Verwaltungs- u.       
Betriebsaufwand 26.836.000 26.277.500 23.644.400 19,7 20,5 17,3
Innere Verrechnungen 5.578.600 4.914.400 5.347.945 4,1 3,8 3,9
kalkulator. Kosten 14.757.800 14.733.100 15.212.659 10,8 11,5 11,1
Zuweisungen, Zuschüsse 6.470.400 5.377.500 5.178.053 4,7 4,2 3,8
Zinsen 660.000 920.000 555.107 0,5 0,7 0,4
Gewerbesteuerumlage 10.011.400 8.880.000 11.407.677 7,3 6,9 8,3
Finanzausgleichsumlage 14.762.400 14.776.400 11.138.011 10,8 11,5 8,1
Kreisumlage 23.124.600 23.655.000 19.256.240 17,0 18,5 14,1
sonst. Finanzausgaben 924.800 942.500 288.220 0,7 0,7 0,2
Globale Minderausgabe 0 0 0 - - -
Zwischensumme 131.740.000 128.021.000 118.860.099 96,6 100,0 86,9
Zuführung        
Sonderrücklage 0 0 0 - - -
Vermögenshaushalt 4.672.000 0 17.941.058 3,4 - 13,1
insgesamt 136.412.000 128.021.000 136.801.157 100,0 100,0 100,0
Steigerung/Verminderung +6,6% -6,4% +2,3%    
 
 
 
Personalausgaben (Hauptgruppe 4) 
Der Stellenplan weist die im Haushaltsjahr erforderlichen, voraussichtlich besetzten Stellen der 
Beamten und der Beschäftigten aus (vgl. Erläuterungen zu SN 4 Personalausgaben). 
 
Eckwerte der Personalstellen mit entsprechenden Ausgaben in Euro stellen sich wie folgt dar:  
 
 
 

Basis Euro 
Ergebnis 2005 26.831.787 
Plan 2006 27.544.600 
Planansatz 2007 28.614.000 

 
 
Dies bedeutet eine Steigerung der Personalausgaben von ca. 3,9 % (1.069.400 €). 
 
Es wurde eine gesetzliche bzw. tarifliche Steigerung der Personalausgaben von 1,0 % eingeplant. 
Die weitere Erhöhung gegenüber dem Vorjahr bedingt sich insbesondere durch die Erhöhung der 
Stellen bei der Stadtverwaltung um insgesamt 14,50 Stellen,  
 
 
 
 
Die Planansätze für den sächlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwand (Gruppen 50-678) 
lauten wie folgt: 
 
Ausgabengruppen 2007 € 2006 € 2005 €
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50 - 51 Unterhaltung der Grundstücke und    
 Baulichen Anlagen 8.782.400 8.836.500 7.524.752
52 Geräte, Ausstattung 1.146.400 1.201.600 939.489
53 Mieten und Pachten 1.258.900 1.183.800 1.246.761
54 Bewirtschaftungskosten 4.080.300 4.005.800 3.623.731
55 - 63 Weitere Ausgaben 7.104.000 6.844.500 6.262.218
64 - 66 Steuern, Geschäftsausgaben 2.373.500 2.139.800 2.106.745
670-678 Erstattungen 2.090.500 2.065.500 1.940.704
50 – 678 Zwischensumme 26.836.000 26.277.500 23.644.400
 % - Veränderung +2,1 +11,1 +1,6
679 Innere Verrechnungen 5.578.600 4.914.400 5.347.945

 Summe sächl. Verwaltungs- und    
 Betriebsaufwand 32.414.600 31.191.900 28.992.345
 % - Veränderung +3,9 +7,6 +5,1

 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 25.01.2007 beschlossen, bei den Gruppen des 
Verwaltungs- und Betriebsaufwands einen Betrag von 1.120.000 € vorläufig zu sperren. 

 
 
 Innere Verrechnungen 
 
 Die Ansätze der Inneren Verrechnungen beinhalten hauptsächlich, Mietwertverrechnungen, 

Verrechnung des Straßenentwässerungsanteils, das Waiblinger Ratströpfle sowie die 
Eigennutzung der städtischen Bäder. 
Verschiedenen städtischen Einrichtungen, wie z.B. Feuerlöschwesen, Parkierungsanlagen, 
Abwasserbeseitigung, Bestattungswesen, Wohn- und Geschäftsgebäude, werden die Leistungen 
der zentralen Verwaltungsorgane wie Rechnungsprüfung und technische Verwaltung in Form von 
Verwaltungskostenerstattungen belastet (§ 14 Abs.4 GemHVO). Seit dem Jahr 2003 werden die 
Kosten der internen Dienstleister anteilig auf die anderen Stellen und Abteilungen der 
Stadtverwaltung umgelegt.  
 
 
Kalkulatorische Kosten  
 
Gem. § 12 Abs 1 GemHVO sind die kalkulatorischen Kosten (Abschreibung und Verzinsung des 
Anlagekapitals) bei den Kostenrechnenden Einrichtungen in den Haushaltsplan aufzunehmen. Der 
Zinssatz für die kalkulatorischen Zinsen ist auf 6 % festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zuweisungen und Zuschüsse 
 
 a) Die Finanzierung der Kindergärten wurde zum 01.01.2004 rechtlich neu geregelt. Die 

Stadt erhält  Zuweisungen nach dem FAG. Damit sind die bisher erhaltenen Zuschüssen für 
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die eigenen Kindergärten abgegolten. Darüber hinaus sind hiervon  auch die Zuschüsse an 
andere Kindergartenträger gemäß den bestehenden vertraglichen Vereinbarungen zu 
finanzieren.  

 
  Jahr Planansatz € Ergebnis €  Veränderung  
      +/-   €  +/- in v.H. 
  2004 2.738.400 2.725.671 + 1.070.541 + 64,7 
 2005 2.750.400 2.906.315 +180.644 + 6,6 
 2006 3.000.000 vorl. 2.775.061 -131.254 - 4,5 
 2007 3.352.000  +352.000 +11,7 
 

b) Die Subventionierung des ÖPNV wird im Jahr 2007  904.000 € betragen. Dieser Betrag 
setzt sich zusammen aus der Abrechnung der Verkehrsbedienungsverträge 1999-2006 
mit der Region Stuttgart und der aktualisierten Vorauszahlung 2007. 
In diesem Betrag ist darüber hinaus die Übernahme der vom Landkreis gestrichenen 
Zuschüsse berücksichtigt. 

 
c) Die Zuweisungen und Zuschüsse an Verbände und Vereine betragen: 
 

 Jahr Planansatz € Ergebnis €  Veränderung  
     +/-   €  +/- in v.H. 
 2004 1.823.500 1.745.998 + 35.917 + 2,1 
 2005 1.817.600 1.947.136 + 201.138 + 11,5 
 2006 1.890.700 vorl. 1.958.257 +11.121 + 0,6 
 2007 2.020.400  +129.700 + 6,9 
 
 

Zinsausgaben 
Die Darlehenszinsen blieben auch 2006 auf einem günstigen Niveau. Neuaufnahmen waren  
nicht erforderlich.  Der Planansatz für Darlehenszinsen beträgt 660.000 €. 
 
Der kassenmäßige Stand der Schulden wird sich voraussichtlich wie folgt weiterentwickeln: 

 
zum  Schulden- Verän- Einw.- Schulden Schuld- Jahr Zins- 
31.12. stand € derung zahl pro Einw. zinsen  satz 
  in v.H.  € € v.H. 
2004  18.606.373 + 8,6 53.027 350,88 555.107 2005 3,0 
2005  15.177.317 - 18,4 52.926 286,76 528.376 2006 3,4 
  -461.000 Tilgung 2006  
2006 14.716.000 - 3,0 52.952 277,91 660.000 2007 4,4 

 
 

Gewerbesteuerumlage 
Im Gemeindefinanzreformgesetz vom 04.12.2004 wurde der Vervielfältiger für das Jahr 
2007 auf 73 v.H. festgesetzt. Dieser setzt sich zusammen aus dem Bundes- und 
Landesvervielfältiger mit 67 v.H. und der Erhöhungszahl zur Finanzierung des Fonds 
"Deutsche Einheit" mit  6 v.H.. 
Die Umlage beträgt in 2007: 48.000.000 € x 73/350% = 10.011.400 € 

 
 
 
 
Finanzausgleichsumlage 
Gemäß § 1a Abs. 2 FAG ist an das Land eine Finanzausgleichsumlage zu entrichten.  
Sie beträgt im Jahr 2007: 58.395.460 € x 25,280 %  = 14.762.400 €. 
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Kreisumlage  
Der Umlagesatz beträgt ab 01.01.2007   39,60  v.H. (Vorjahr 40,95 %).  
Daraus ergibt sich folgende Umlage:  58.395.460 € x 39,60 % = 23.124.600 € 
 
 
Verband Region Stuttgart 
Die Stadt hat an den im Jahr 1994 gegründeten Verband Region Stuttgart die Umlage zu 
bezahlen. Ihre Höhe richtet sich nach der Steuerkraftsumme und beträgt in 2007 274.500 €. 
Seit dem Jahr 2004 ist für die Investition im Zusammenhang mit der Messe Stuttgart eine 
Vermögensumlage abzuführen (vgl. 7910-983000.002). Für 2007 ist eine letzte Rate von 
331.000 € veranschlagt. 
 
 
Deckungsreserve gem. § 11 GemHVO 
Um möglicherweise eintretende über- und außerplanmäßige Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt ausgleichen zu können, wird eine Deckungsreserve in Höhe von 500.000 € im 
Haushaltsplan veranschlagt.  
 
 
 

2.52. Zuführung vom Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt 
 
Die Investitionsrate (Zuführung vom Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt) ist ein wichtiger 
Gradmesser für mögliche weitere Investitionsausgaben und der möglichen weiteren 
Verschuldbarkeit der Stadt.  
Im Jahr 2007 kann voraussichtlich eine Zuführungsrate von 4.672.000 € erwirtschaftet werden, 
die deutlich über den Ausgaben für Kredittilgung und -beschaffung von 593.000 € liegt.  

 

Entwicklung der Zuführungsrate
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2.521 Mindestzuführung gemäß § 22 Abs. 1 GemHVO 

Die Zuführung des Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt muss mindestens so hoch sein, 
dass damit die Kreditbeschaffungskosten und die ordentliche Tilgung von Krediten gedeckt 
werden kann, soweit dafür keine  Einnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2-4 GemHVO zur Verfügung 
stehen. 
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Die Ausgaben für die Kredittilgung und -beschaffung betragen 593.000 €. Bei einer Zuführung 
von 4.672.000 € ist die Mindesthöhe somit erreicht. 
 

 
2.522 Sollzuführung  

Die Zuführungsrate des Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt soll gem. § 22 Abs.1 Satz 3 
GemHVO mindestens so hoch sein, wie die aus Entgelten gedeckten Abschreibungen); für 
2007: 4.114.958 €. 
Auch dieses Kriterium kann bei einer Zuführungshöhe von 4.672.000 € in 2007 erfüllt werden. 
 
 

2.523 Für neue Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen stehen vom Betrag der 
Zuführung des Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt als Nettoinvestitionsrate (freie 
Investitionsspitze) zur Verfügung: 

   Zuführung 4.672.000 € 
   - Kredittilgung -543.000 € 
   - Kreditbeschaffung  -50.000 €
   4.079.000 € 
 
2.524. Die Allgemeine Rücklage zum 31.12.2006 liegt mit voraussichtlich 9.116.047,36 € über dem 

Mindestbestand gem. § 20 Abs. 2 Satz 2 GemHVO von 2.656.558,15 €. Die Entnahme zum 
Haushaltsausgleich 2007 mit 5,0 Mio € konnte somit veranschlagt werden. 

 
  
Die Kostenrechnenden öffentlichen Einrichtungen sind möglichst ausgeglichen zu führen. Um die 
aus den geschaffenen Investitionen erwachsenden Folgekosten und die allgemein zunehmenden 
Verwaltungs- und Betriebskosten finanziell abzudecken, hat der Gemeinderat neben den Maßnahmen 
zur Minderung der laufenden Kosten seit dem Jahr 2003 folgende Steuer-, Gebühren-, Entgelte- und 
Beitragserhöhungen beschlossen: 
 
 
Art der Steuer/Gebühr Beschluss Erhöhung in Kraft ab 
 

 Grundsteuer B 17.12.2002  Hebesatz von 290 v.H. auf 320 v.H. 01.01.03 
 Gebühren für den  
 Hort an den Grundschulen 17.12.2002  von 128 € auf 150 €, ermäßigt 90 € 01.02.03 
 Kindergartengebühren 17.12.2002  Gebührensätze  01.04.03 
 Friedhofsgebühren 30.10.2003  angestrebte Kostendeckung 80 % 01.01.04 

            “   ”                    ”             90%   01.01.05 
 Grundsteuer B 18.12.2003  von 320 v.H. auf 350 v.H.  01.01.04 
 Gebühren für Kernzeitenbetreuung 18.12.2003  von 56 € auf 64 €, ermäßigt 32 €  01.01.04 
 und Hort an der Schule    von 150 € auf 185 €, ermäßigt 92,50 € 
 Vergnügungssteuer 01.07.2004  Gebührensätze    01.08.04 
 Marktgebühren 22.07.2004  Gebührensätze    01.01.05 
 
 
 

 
 
 
 
Art der Steuer/Gebühr Beschluss Erhöhung in Kraft ab 

 
 Hundesteuer 22.07.2004 von 90 € auf 108 € f. d. Ersthund  01.01.05 
      von 180 € auf 216 € f. jeden weiteren Hund 

Straßenbenutzungs-/ 
Sondernutzungsgebühren 16.12.2004 Gebührensätze 01.01.05 
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Hallenbadgebühren 26.01.2006 Erwachsene um 25 % 
Gutachterausschussgebühren 11.05.2006 Anhebung um die gesetzl. Mwst. 01.06.06 
Erschließungsbeitrag 16.11.2006 Anpassung an KAG-Novelle 24.11.06 
Verwaltungsgebühren 14.12.2006 Neukalkulation mit Erhöhung einzelner 
    Gebühren 01.01.07 

 
 
2.53 Verwaltungshaushalt Einnahmen 
 

 Der Finanzbedarf im Verwaltungshaushalt kann durch folgende Finanzmittel gedeckt werden: 
 (siehe Anhang Grafik 2) 
 

 Planjahr 2007 Vorjahr 2006 Erg. 2005 v.H. des Volumens 
 € € € 2007 2006 2005
Grundsteuer 7.977.000 7.929.000 7.852.472 5,8 6,2 5,7
Gewerbesteuer 48.000.000 42.000.000 50.148.984 35,2 32,8 36,7
Gemeindeanteil a.d.       
      Einkommensteuer 22.577.000 20.136.000 20.154.622 16,6 15,7 14,7
      Umsatzsteuer 3.204.000 2.880.000 2.818.264 2,3 2,3 2,1
Andere Steuern u.       
steuerähnl.Einnahmen 668.100 668.100 654.522 0,5 0,5 0,5
Zuweisg. v.Land-FAG 3.235.200 2.724.400 3.070.492 2,4 2,1 2,2
Steuern, allg.Zuweisg. 85.661.300 76.337.500 84.699.356 62,8 59,6 61,9
Gebühren u.ä.Entgelte 9.253.600 9.268.500 9.218.736 6,8 7,2 6,7
Verkaufserlöse, Ersätze,       
Mieten u. Pachten 9.927.600 9.841.000 10.184.978 7,3 7,7 7,5
Erstattungen 453.000 453.300 477.303 0,3 0,4 0,3
Innere Verrechnungen 5.578.600 4.914.400 5.347.945 4,1 3,8 3,9
Zuweisg. u.Zuschüsse 5.597.300 5.653.500 5.582.398 4,1 4,4 4,1
Sonst.Finanzeinnahmen 5.182.800 5.434.700 6.077.782 3,8 4,3 4,5
Kalkul. Einnahmen 14.757.800 14.733.100 15.212.659 10,8 11,5 11,1
Zuführung v.VermHH 0 1.385.000 0 0,0 1,1 -
Entn.aus Sonderrückl. 0 0 0 - - -
insgesamt 136.412.000 128.021.000 136.801.157 100,0 100,00 100,0

 
 

Die für 2006 genannten Planzahlen für die Gewerbesteuer und den Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer wurden um ca. 8,9 Mio € deutlich übertroffen (siehe auch II.2.1.).   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Grundsteuer 
 

 Die Hebesätze der Grundsteuer A wurden letztmals zum 01.01.1994 von 240 v.H. auf 265 v.H. 
erhöht. Die Grundsteuer B wurde zum 01.01.1995 von 275 auf 290 v.H. erhöht und zum 
01.01.2003 auf 320 v.H. festgesetzt. 
Aufgrund der schlechten Finanzsituation 2004 – der Verwaltungshaushalt konnte die notwendige 
Mindestzuführung zum Vermögenshaushalt in Höhe der Kreditbeschaffungskosten und der 
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ordentlichen Tilgung nicht erwirtschaften – hat der Gemeinderat zum 01.01.2004 den Hebesatz 
der Grundsteuer B von 320 v.H. auf 350 v.H. erhöht. 
Seitdem blieben die Hebesätze unverändert. 
Im Jahr 2007 werden 7.977.000 € erwartet. 
 
 

 Gewerbesteuer 
 

Das Aufkommen an Gewerbesteuer konzentriert sich auf relativ wenige Betriebe. 
  Trotz den Finanzreformen mit der Umverteilung der Steuereinnahmen in Bund, Land und 

Gemeinden hat die Gewerbesteuer ihre große Bedeutung im städtischen Haushalt mit  35,2 % 
(Vorjahr 32,8 %) des Verwaltungshaushalts behalten. Zugleich stellt sie aber alljährlich einen nur 
schwer kalkulierbaren Einnahmeposten dar. Zur konstanten Erhaltung der Finanzkraft der Stadt 
hat der Gemeinderat den Hebesatz mit Wirkung ab 01.01.1982 auf 350 v.H. angehoben. Seitdem 
blieb er unverändert. 

  Im Jahr 2007 werden 48.000.000 € erwartet. 
 
 

 Die Gewerbesteuereinnahmen haben sich wie folgt entwickelt: 
 

Gewerbesteuereinnahmen

13.128.609

19.437.510

9.098.622

49.602.514

48.000.000

50.148.984
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31.528.456

27.551.330
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 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
 Nach § 1 des Gemeindefinanzreformgesetzes sind die Gemeinden mit 15 % am Aufkommen 

der Lohn- und veranlagten Einkommensteuer sowie mit 12 % des Aufkommens aus dem 
Zinsabschlag beteiligt. Die Schlüsselzahl nach der Lohnsteuerstatistik wurde ab dem 
01.01.2006 von 0,0061203 auf 0,0061019 abgesenkt; sie gilt für die Jahre 2006-2008.  

 Für das Jahr 2007 werden 22.577.000 € erwartet. 
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 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
   Als Ausgleich für den Wegfall der Gewerbekapitalsteuer erhalten die Gemeinden seit dem 

01.01.1998 einen Anteil von 2,2 % an der Umsatzsteuer. Dieser Anteil wird über 
Schlüsselzahlen nach dem bisherigen Gewerbesteueraufkommen sowie nach der 
durchschnittlichen Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an die Gemeinden 
verteilt. Für die Jahre 2006-2008 beträgt die Schlüsselzahl unverändert 0,0072. 

   Der Planansatz beträgt 3.204.000 €. 
 
 
 Hundesteuer 

 Der Gemeinderat hat am 24.10.1996 ab 01.01.1997 die Steuer für den ersten Hund von  
150,-- DM auf 180,-- DM, für jeden weiteren Hund von 300,-- DM auf 360,-- DM erhöht. 

 In der Euro-Anpassungssatzung vom 19.07.2001 wurden die Steuersätze auf 90 € für den 
ersten Hund, für jeden weiteren Hund auf 180 € festgesetzt. 

 Der Gemeinderat hat am 22.07.2004 ab 01.01.2005  die Steuer für den ersten Hund von 90 € 
auf 108 €, für jeden weiteren Hund von 180 € auf 216 € erhöht.  

 Der Planansatz beträgt 148.000 € 
 
 
 Vergnügungssteuer 

 Der Gemeinderat hat am 28.03.1985 beschlossen, mit Wirkung ab 01.09.1985 eine 
Vergnügungssteuer zu erheben. Der Steuer unterliegen die Bereitstellung von 
Geldspielautomaten, der Betrieb von Nachtlokalen und das Vorführen von Sexfilmen. Die 
Steuersätze wurden vom Gemeinderat am 07.03.1996 mit Wirkung ab 01.07.1996 angehoben 
und in der Euro – Anpassungssatzung vom 19.07.2001 auf Euro-Beträge umgerechnet.  

 Die Steuersätze wurden vom Gemeinderat am 01.07.2004 mit Wirkung ab 01.08.2004 
angehoben. 

 Der Planansatz beträgt 510.000 €. 
 
 
 Zuweisungen vom Land   - FAG – 
   Der Kommunale Finanzausgleich wurde ab 01.01.1991 neu geregelt. Nach dem Haushalts-

erlass 2007 vom 13.11.2006  hat das Land die Kommunale Investitionspauschale auf 21,00 € 
je gewichtetem Einwohner festgesetzt.  Der Planansatz beträgt somit 833.900 €. 

   Die Zuweisungen an die Stadt als Große Kreisstadt für die Abgeltung des Aufwands für die 
Erledigung der Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde betragen nach § 11 FAG 8,59 € je 
Einwohner, d.h. es kann mit Einnahmen in Höhe von 454.800 € gerechnet werden. 

 Die Stadt Waiblingen erhält im Jahr 2007 keine Schlüsselzuweisungen vom Land nach der 
mangelnden Steuerkraft gem. § 5 FAG.  

 
 
 
 
 
 

  
 

 
 
 
 Familienleistungsausgleich 
 Die Systemumstellung bei der Auszahlung des Kindergeldes nach dem Jahressteuergesetz 

1996 führt bei Land und Gemeinden zu Mindereinnahmen bei der Lohn- und 
Einkommensteuer.  Zum Ausgleich dieser Steuerausfälle erhalten die Länder einen 
Umsatzsteueranteil von 5,5 %. Gemäß § 29 a FAG werden die Gemeinden daran mit 26 % 
beteiligt, für 2007 rd.  319 Mio €. 
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 319 Mio € x Schlüsselzahl  0,0061019   = 1.946.500 €. 
 
 

 Gebühren 
 § 78 Abs. 2 GemO gibt der Stadt auf, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 

Einnahmen, soweit vertretbar und geboten, in erster Linie aus Entgelten für ihre Leistungen zu 
beschaffen, soweit die sonstigen Einnahmen nicht ausreichen. 

 Um einem Auseinanderklaffen von Ertrag und sächlichem Aufwand rechtzeitig Einhalt zu 
bieten, überprüfen Verwaltung und Gemeinderat laufend die Gebührensätze aller öffentlichen 
Einrichtungen der Stadt, erforderlichenfalls werden die Sätze der Kostenentwicklung 
angepasst.  

 
 Jahr Planansatz € Veränderung Ergebnis € Veränderung 
   +/- in v.H.  +/- in v.H. 
 2004 9.272.500 + 4,0  9.540.231 + 3,0 
 2005 8.989.600 - 3,1  9.218.736 - 3,4 
 2006 9.268.500 + 3,1 vorl. 8.769.089 - 4,9 
 2007 9.253.600 - 0,2 
 

 
 Die Inneren Verrechnungen beinhalten die Mietverrechnungen, den Straßen-

entwässerungskostenanteil, das Waiblinger Ratströpfle, die Eigennutzung städtischer Bäder, 
die Umlage Interne Dienstleister und die Verwaltungskostenerstattungen. 

 Sie betragen im Jahr 2007 insgesamt 5.578.600 €.  
 
 

 Zuweisungen, Zuschüsse 
 Darunter fallen hauptsächlich die Sachkostenbeiträge des Landes für die Schulen, die

pauschalen Zuweisungen für den Sportstättenbau, die Personalkostenzuschüsse für die 
Kindertageseinrichtungen, die Zuschüsse für die Unterhaltung der klassifizierten Straßen und 
die Umlagen der Nachbargemeinden zu den Kosten der weiterführenden Schulen. Aufgrund 
der Neuregelung der Kindergartenförderung erhöhen sich die Zuschüsse des Landes (vgl. 
Mehrausgaben Förderung von Kindertageseinrichtungen anderer Träger).  

 
 Jahr Planansatz € Veränderung Ergebnis € Veränderung 
   +/- in v.H.  +/- in v.H. 
 2004 6.047.500 + 22,9 5.300.710 + 9,1 
 2005 5.796.300 - 4,2 5.582.398 + 5,3 
 2006 5.653.500 - 2,5 vorl. 5.937.240 + 6,4 
 2007 5.597.300 - 1,0 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
2.6 Vermögenshaushalt 
 
2.61 Der Vermögenshaushalt weist folgenden Finanzbedarf auf für 
 (siehe auch Anhang Grafik 4) 
 

 Planjahr Planjahr Ergebnis v.H. des Volumens
 2007 2006 2005 2007 2006 2005
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Zuführung zum VerwHH 0 1.385.000 0 - 5,6 -
Zuführung an Rücklagen 0 0 0 - - -
Gewährung v. Darlehen 0 0 0 - - -
Erwerb v.Beteiligungen,       
Kapitaleinlagen 5.000 5.000 17.076 - - 0,1
Erwerb v.Grundstücken 7.260.000 3.220.000 9.686.998 21,2 13,0 28,9
Erwerb v.bewegl.Sachen       
des Anlagevermögens 4.090.000 2.980.000 2.566.853 12,0 12,0 7,7
Baumaßnahmen 21.319.000 14.798.000 16.500.846 62,5 59,7 49,3
Tilgung von Krediten 543.000 723.000 3.429.056 1,6 2,9 10,2
Zuweisungen,Zuschüsse 901.000 1.589.000 1.272.529 2,6 6,4 3,8
Sonstige Ausgaben 50.000 100.000 0 0,1 0,4 -
Zuführung zum VerwHH 0 0 0 - - -
insgesamt 34.168.000 24.800.000 33.473.358 100,0 100,0 100,0
Steigerung/Verminderung +37,8% -25,9% -2,1%    

 
 
2.611 Die Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 (Ausgaben der Gruppen 92 - 96 und 98) betragen: 
 

Jahr Planansatz   Ergebnis v.H.d. Volumens          Einwohner-           € pro 
 € € d.Vermögens-HH                    zahl   Einwohner 
2004 25.421.000 24.159.947                      70,7                53.027         479,41 
2005 31.801.000 30.044.302                      89,8                52.926         567,67 
2006 22.592.000                       91,2                52.952         426,65 
2007 33.575.000                       98,3                52.952         634,06 

 
 
2.612 Das Investitionsprogramm im Jahr 2007 wird durch folgende Vorhaben geprägt: 
 
 Umweltschutz u. Öffentl. 
 Ordnung: Förderprogramm Klimaschutz (Fortsetzung) 
 Feuerschutz: Brandschutzkonzept Feuerwehr; jährl. Zuschussbedarf  
  280.000 € zuzüglich Gebäudeinvestitionen  
 Schulen: Burgschule Hegnach, Generalsanierung 
  Karolinger Grundschule, Verlegung ins Staufer-Schulzentrum 
  Karolinger Hauptschule, Ganztagsbetreuung 
  Staufer-Realschule, Neubau von 3 Klassenzimmern 
  Staufer-Gymnasium, Neubau von 3 Klassenzimmern 
  Schillerschule Bittenfeld, Generalsanierung 
  Realschule Neustadt, Ganztagsbetreuung 
  Maßnahmen nach dem Medienentwicklungsplan 
 Sportförderung: Zuschuss Vereinsfusion des FSV Waiblingen 
 Sportstätten Rundsporthalle, Generalsanierung 
 
 
 
 Sportstätten Beinsteiner Halle, Generalsanierung 
  Hallenbad Kernstadt, Schwimmbadtechnik  
 Sanierungsmaßnahmen: Sanierung Kernstadt III (Am Remsbogen und Alter Postplatz) 
  Sanierung „Soziale Stadt“  
 Erschließung von Wohn-  Gewerbegebiet Eisental ,Galgenberg II, Südl. Korber Straße,  
 und Gewerbegebieten: Gewerbegebiet Beinstein  
 Brücken und Stege: Brückensanierungen 
 Straßenbau: Grüner Ring 
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 Abwasserbeseitigung: Sanierung des Kanalnetzes,  Neubau Hauptsammler Hegnach- 

West, Hauptsammler  Bittenfeld 
 Technischer Betriebshof: Fahrzeugbeschaffungen 
 Wirtschaftsförderung: Kostenanteil Neue Messe auf den Fildern 
 
 
2.62 Als Finanzmittel stehen im Vermögenshaushalt zur Verfügung: 

(siehe auch Anhang Grafik 5) 
 

 Planjahr Planjahr Ergebnis v.H. des Volumens
 2007 2006 2005 2007 2006 2005
Zuführung vom VerwHH 4.672.000 0 17.941.058 13,7 - 53,6
Zuführung z.Sonderrückl. 0 0 0 - - -
Entnahme Allg.Rücklage 5.000.000 5.000.000 4.723 14,6 20,2 -
Entnahme Sonderrücklage 0 0 0 - - -
Rückflüsse von Darlehen 71.000 70.000 107.455 0,2 0,3 0,3
Einnahmen Veräußerung    - - -
von Beteiligungen  0 0 1.110 - - -
von Sachen d.Anlageverm. 5.202.000 4.786.000 6.918.221 15,2 19,3 20,7
Beiträge u.ä.Entgelte 3.951.000 1.001.000 167.600 11,6 4,0 0,5
Zuweisungen, Zuschüsse 4.689.000 3.580.000 4.253.191 13,7 14,4 12,7
Kreditaufnahmen 10.583.000 10.363.000* 4.080.000* 31,0 41,8 12,2
 34.168.000 24.800.000 33.473.358 100,0 100,0 100,0

  
 *  In 2005 und 2006 wurden kassenmäßig keine Kredite aufgenommen (siehe auch I.3. 

und II.3.) Es handelt sich in 2005 um Haushaltseinnahmereste und 2006 um die 
Planzahl zum Haushaltsausgleich. 

  
 Die Gesamtfinanzierung des Vermögenshaushalts erfolgt  
 

 Planjahr Planjahr Ergebnis v.H. des Volumens
 2007 2006 2005 2007 2006 2005
mit Eigenmitteln 18.896.000 10.857.000 25.140.167 55,3 43,8 75,1
mit Zuweisungen und       
Zuschüssen Dritter 4.689.000 3.580.000 4.253.191 13,7 14,4 12,7
mit Fremdmitteln 10.583.000 10.363.000 4.080.000 31,0 41,8 12,2

  
 Die Finanzierung der Investitionen und der übrigen Ausgaben des Vermögenshaushalts 

im Jahr 2007 erfolgt mit einem Anteil der Eigenmittel von 55,3 % (2006: 43,8 %). Dies ist 
immer noch ein relativ niedriger Wert. Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 2008 und 
des Finanzplans bis 2011 wird die Stadt Waiblingen das Investitionsprogramm so 
gestalten müssen, dass  künftig, auch im Hinblick auf den Gesamtschuldenstand, die 
Eigenfinanzierungsquote vertretbar gehalten werden kann.  

 
 
 
 
 
2.7 Verpflichtungsermächtigungen 
 
 Die mit insgesamt 2.080.000 € im Haushaltsjahr 2007 (Vorjahr 14.642.000 €) 

vorgesehenen, künftige Haushalte belastenden Verpflichtungsermächtigungen sind in 
Anlage 9 zusammengefasst. Sie betreffen hauptsächlich den Bau und die Sanierung von 
Schulräumen, die Maßnahmen zur Sanierung Kernstadt III sowie Straßenbau und 
Kanalisation im Zusammenhang mit der Erschließung neuer Baugebiete. Die 
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Verpflichtungsermächtigungen sollen die Fortführung der begonnenen und den Neubeginn 
von Maßnahmen haushaltsrechtlich absichern. 

 
 
3. Sonstiges 
 
3.1 Die Finanzvorgänge der allgemeinen Grundstückserwerbe und -veräußerungen werden im 

Vermögenshaushalt unter dem Abschnitt 8830 "Sonstiges Grundvermögen" veranschlagt. 
Gemäß § 37 GemHVO werden über die unbeweglichen und beweglichen Sachen und 
grundstücksgleichen Rechte Bestandsverzeichnisse geführt. 

 
 
3.2 Rücklagen 
 
3.21 Das Soll der Allgemeinen Rücklage beträgt   €
 zum 31.12.2005     14.116.047,36 
 Entnahme 2006     5.000.000,00 
 zum  31.12.2006 voraussichtlich    9.116.047,36 
 Mindestbestand 2007     2.656.558,15
 verfügbar 2007 ff     6.459.489,21 
 
3.22 Das Soll der Sonderrücklage Erddeponie     €
 beträgt zum 31.12.2005     565.201,41 
 Zuführung 2006     +0 
 Zuführung 2007     +0
 verfügbar 2007 ff     565.201,41 
 
 
 
3.3 Der kassenmäßige Schuldenstand entwickelt sich wie folgt: 
 
  € zum € pro Einwohner Veränderung 
       +/- in v.H. 
  15.177.317  31.12.2005 286,76 (52.926) -18,4 
  14.716.000  voraussichtlich 31.12.2006 277,91 (52.952) -3,0 
  -543.000 Tilgung 2007 
  +10.583.000 Kreditermächtigung 2007 
  24.756.000 voraussichtlich 31.12.2007 467,52 (52.952) +68,2 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Unter Berücksichtigung der zur Finanzierung der Haushaltsausgabereste benötigten Mittel 
beträgt der Schuldenstand bis Ende 2007 voraussichtlich 36.175.000 € bzw. 683,17 €/Ew. 
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 Dieser Verschuldung der Stadt steht der in den Jahren 1975 bis 2005 bewältigte 
Gesamtbetrag an Investitionsausgaben in Höhe von 650.430.312 € gegenüber.  

 Unter diesem Gesichtspunkt ist die geplante Neuverschuldung vertretbar.  
 
 
4. Kassenlage 

 Auch im Jahr 2006 zeigte sich, dass verschiedene Investitionsmaßnahmen nicht in Einklang 
mit den bereitgestellten Haushaltsmitteln "laufen". Es müssen auf Ende des Jahres 2006 
wiederum Haushaltsausgabereste zur Abwicklung in das Jahr 2007 übertragen werden. 

 Die Stadtkasse ist darauf vorbereitet, dass nach der Bestätigung der Gesetzmäßigkeit der 
Haushaltssatzung durch die Rechtsaufsichtsbehörde der Haushalt 2007 zusammen mit den 
Resten des Vorjahres kassenwirksam vollzogen werden kann 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
IV. Finanzplanung 2006-2010 
 

 1. Gemäß § 86 GemO hat die Stadt ihrer Haushaltswirtschaft eine 5-jährige Finanzplanung 
zugrunde zu legen. In der Finanzplanung sind auf der Grundlage des Investitionsprogramms 
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Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen Ausgaben und die 
Deckungsmöglichkeiten darzustellen. 

 
 2. Die Finanzplanung 2006 bis 2010 ist auf dem letztjährigen Finanzplan aufgebaut. 
 

3. Verwaltungshaushalt 
  Bei den Personalkosten wurde ab dem Haushaltsjahr 2006 von einem kontinuierlichen 

Zuwachs von durchschnittlich 1,6 % ausgegangen, bei den sächlichen Verwaltungs- und 
Betriebsausgaben von 1,0 %. 

 
  Die Einnahmen aus Steuern und allgemeinen Zuweisungen (Gewerbesteuer, Anteil an der 

Einkommensteuer, Kommunaler Finanzausgleich) sind im Planungszeitraum bis 2010 nur 
schwer zu ermitteln, da die Steuerschätzungen mit den Auswirkungen der von der 
Bundesregierung beschlossenen Reform zur Besteuerung der Unternehmen und zur 
Senkung der Steuersätze (Steuersenkungsgesetz) und der Entwicklung der Wirtschaft nicht 
exakt bezifferbar und vorausschaubar sind.  

 
  Die Benutzungsgebühren sollen laufend dem Kostenaufwand der öffentlichen Einrichtungen 

der Stadt angepasst werden; sie werden um ca. 2,0 % jährlich erhöht veranschlagt. 
  Gleichermaßen müssen die laufenden sächlichen Verwaltungs- und Betriebsausgaben auf 

das notwendige und wirtschaftlich beste Maß begrenzt werden. 
 

Nach der mittelfristigen Finanzplanung werden wiederum Zuführungsraten zum 
Vermögenshaushalt erwirtschaftet werden können, die deutlich über der Mindestzuführung 
liegen. Diese Verbesserung der Haushaltslage muss zum Schuldenabbau genutzt werden. 

 
4. Vermögenshaushalt 
4.1. Das Gesamtvolumen der geplanten Investitionen erhöht sich gegenüber dem vorjährigen 

Finanzplan im Jahr 2007 um  6,101 Mio € und 2008 um 7,471 Mio €, während es in 2009 um 
0,831 Mio € zurückgeht. Zusammen ergibt dies eine Steigerung um 12,741 Mio € (+ 11,18 %). 

 
  Investitionen in T€ 

Ausgabengruppen 92 - 96 
und 98 

Sachinvestitionen in T€  

  2005 2006 2007 2005-07 2008 2009 2005-09 2010
Finanzplan         
2005-2009 31.801 22.592 27.474 81.867 17.439 14.621 113.927  
2006-2010 31.801 22.592 33.575 87.968 24.910 13.790 126.668 8.457
Veränderung   0 0 6.101 6.101 +7.471 -831 +12.741  

 
 Zur Finanzierung der Investitionen waren/sind folgende Kreditaufnahmen vorgesehen: 
 

  2005 2006 2007 2005-07 2008 2009 2005-09 2010
Finanzplan         
2005-2009 20.636 10.363 12.673 43.672 3.489 5.767 52.928  
2006-2010 20.636 10.363 10.583 41.582 10.156 2.718 54.456 606
Veränderung   0 0 -2.090 -2.090 +6.667 -3.049 1.528  

 
 

 
 
 
 
  Im Hinblick auf die zur Finanzierung der Investitionen notwendigen Kreditaufnahmen und 

dem rechnerischen Gesamtschuldenstand zum 31.12.2010 mit 45.284.000 € bleiben 
Verwaltung und Gemeinderat aufgefordert, bei der Aufstellung des Haushaltsplans 2008 mit 
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Finanzplan bis 2011 das Investitionsprogramm zu entlasten oder zumindest weiter zu 
strecken. 
Erfreulicherweise konnte der tatsächliche Schuldenstand in der Jahresrechnung und in der 
Fortschreibung des Finanzplans grundsätzlich niedriger gehalten werden, als er im 
Finanzplan des jeweiligen Vorjahres noch ausgewiesen worden war, da die Verbesserungen 
der Haushaltswirtschaft zur Schuldenverminderung verwendet wurden und auch künftig dazu 
verwendet werden müssen. So wurden in 2005 und 2006 keine neuen Schulden 
aufgenommen (siehe auch Seite 17 III.2.62). 
Aus dieser Erkenntnis heraus wird davon ausgegangen, dass die Ist-Verschuldung am Ende 
des Finanzplanungszeitraums (deutlich) geringer sein wird, als sie der Sollschuldenstand 
momentan ausweist. 

 
 
4.2 Die Finanzplanung ist bis 2010  vor allem auf folgende Investitionsmaßnahmen ausgerichtet: 
 
 Schulen: bauliche Sanierungen, Verbesserung der Raumsituation 
   und der Ausstattung,  Ganztagsbetreuung 
 Sportstätten: Fusion Waiblinger Sportvereine (Zuschüsse), Sanierung 

Rundsporthalle und Gemeindehalle Beinstein 
 Bäder: Sanierung der Hallenbäder (Gebäude und –technik) 
 Sanierungen Kernstadt: Am Remsbogen, Alter Postplatz, Soziale Stadt 
 Wohn- und Gewerbegebiete: Erschließungen (Schaffung von Wohnungen und Arbeits- 
  plätzen) 
 Straßenbau: Verbesserungen, Verbreiterungen, Brückensanierungen, Grüner 

Ring  
 Abwasserbeseitigungsanlagen: RÜB, Kanalsanierungen und –verbesserungen, Kläranlagen 
 Wohn- und Geschäftsgebäude, 
 Allgemeiner Grunderwerb. 
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Anhang Grafiken 
 

  
 



1.Verwaltungshaushalt Ausgaben 2007

20,98 % Personalausgaben

4,09 % Innere Verrechnungen

16,95 % Kreisumlage

18,40 % Sächlicher Aufwand

10,82 % Kalk.Kosten

10,82 % FAG-Umlage

7,34 % Gewerbesteuerumlage

0,48% Zinsen

4,74 % Zuweisungen0,37 % Deckungsreserve

0,31 % Sonstige Ausgaben 3,42 % 



2.Verwaltungshaushalt Einnahmen 2007

5,85 % 

35,19 % Gewerbesteuer

16,55 % Einkommens-
steueranteil

0,94 % FAG-Zuweisungen

14,06 % Gebühren-
ähnl. Entgelte, Einnahmen aus Verkauf

4,09 % Innere
Verrechnungen

4,10 % Zuweisungen
u. Zuschüsse

3,80 % Sonst. Einnahmen

10,82 % Kalk. Einnahmen

1,43 % Familienleistungsausgleich

2,35 % Umsatzsteueranteil
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3.Entwicklung der wichtigsten Steuereinnahmen

Grundsteuer Gewerbesteuer Einkommensteuer



4.Vermögenshaushalt Ausgaben 2007

62,39 % Baumaßnahmen

1,74 % Kredittilgung 
u.

33,23 % Vermögenserwerb

2,64 % Zuweisungen 
u.



5.Vermögenshaushalt Einnahmen 2007

 

11,56 % Beiträge
13,72 % Zuweisungen

und Zuschüsse

30,97 % Kredite

14,63 % Entnahme 
Allgemeine Rücklage

13,67 % Zuführungsrate

15,43 % 
Vermögensveräußerungen,

Rückflüsse v. Darlehen
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